
Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 2 

Änderung des Polizeikooperationsgesetzes 

§ 8. (1) ... § 8. (1) ... 

(2) ... (2) ... 
 1. bis 3. ...  1. bis 3. ... 
hat eine Übermittlung personenbezogener Daten im Rahmen der Amtshilfe zu 
unterbleiben. Für Mitgliedstaaten des Schengener Durchführungsübereinkommens 
oder des Europol-Übereinkommens sowie bei internationalen Fahndungen über 
richterlichen Auftrag kommen für eine solche Annahme nur bestimmte Tatsachen 
des Einzelfalls in Betracht. 

hat eine Übermittlung personenbezogener Daten im Rahmen der Amtshilfe zu 
unterbleiben. Für im Anwendungsbereich des EU-Polizeikooperationsgesetzes 
(EU-PolKG) befindliche Staaten (Art. 24 Abs. 1 und 38 EUV) sowie bei 
internationalen Fahndungen über richterlichen Auftrag kommen für eine solche 
Annahme nur bestimmte Tatsachen des Einzelfalls in Betracht. 

(3) ... (3) ... 

 (4) Soweit die Zulässigkeit der Übermittlung von Daten von der Zustimmung 
oder Genehmigung eines Gerichtes oder einer Staatsanwaltschaft abhängig ist, hat 
die Amtshilfe leistende Sicherheitsbehörde vor der Übermittlung der Daten die 
Zustimmung oder Genehmigung einzuholen. 

§ 20. (1) bis (4) ... § 20. (1) bis (4) ... 

 (5) § 8 Abs. 2 und 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XXX/2009 tritt mit 1. Jänner 2010 in Kraft. 

Artikel 3 

Änderung des Sicherheitspolizeigesetzes 

§ 58b. (1) Die Sicherheitsbehörden sind ermächtigt, sich für die 
Administration des Vollzugs und die Evidenthaltung der in Hafträumen der 
Bundespolizeidirektionen oder Bezirksverwaltungsbehörden angehaltenen 
Menschen der automationsunterstützten Datenverarbeitung zu bedienen. Zu diesen 
Zwecken dürfen die zuständigen Stellen auch Daten über angehaltene Menschen in 
einem vom Bundesminister für Inneres betriebenen Informationsverbundsystem 
automationsunterstützt verwenden, soweit sie sich auf strafbare Handlungen dieser 

§ 58b. (1) Die Sicherheitsbehörden sind ermächtigt, sich für die 
Administration des Vollzugs und die Evidenthaltung der in Hafträumen der 
Bundespolizeidirektionen oder Bezirksverwaltungsbehörden angehaltenen 
Menschen der automationsunterstützten Datenverarbeitung zu bedienen. Zu diesen 
Zwecken dürfen die zuständigen Stellen auch Daten über angehaltene Menschen 
einschließlich eines anlässlich der Aufnahme anzufertigenden Lichtbildes in einem 
vom Bundesminister für Inneres betriebenen Informationsverbundsystem 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Menschen oder auch für den Vollzug relevante Lebensumstände einschließlich 
ihres Gesundheitszustandes und ihrer ethnischen oder religiösen Zugehörigkeit 
beziehen. 

automationsunterstützt verwenden, soweit sie sich auf strafbare Handlungen oder 
auch für den Vollzug relevante Lebensumstände einschließlich ihres 
Gesundheitszustandes und ihrer ethnischen oder religiösen Zugehörigkeit 
beziehen. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 

(4) Daten von Häftlingen, die nach dem Verwaltungsstrafgesetz oder wegen 
eines Finanzvergehens angehalten werden, sind nach Ablauf von zwei Jahren ab 
Entlassung des Betroffenen zu löschen. Alle anderen Daten sind nach Ablauf von 
drei Jahren ab Entlassung für Zugriffe der Behörden zu sperren. Nach Ablauf von 
zwei weiteren Jahren sind die Daten auch physisch zu löschen. 

(4) Lichtbilder sind bei Entlassung des Betroffenen zu löschen. Daten von 
Häftlingen, die nach dem Verwaltungsstrafgesetz oder wegen eines 
Finanzvergehens angehalten werden, sind nach Ablauf von zwei Jahren ab 
Entlassung des Betroffenen zu löschen. Alle anderen Daten sind nach Ablauf von 
drei Jahren ab Entlassung für Zugriffe der Behörden zu sperren. Nach Ablauf von 
zwei weiteren Jahren sind die Daten auch physisch zu löschen. 

§ 91c. (1) Die Sicherheitsbehörden sind verpflichtet, den 
Rechtsschutzbeauftragten von jeder Ermittlung personenbezogener Daten durch 
verdeckte Ermittlung (§ 54 Abs. 3), durch den verdeckten Einsatz von Bild- oder 
Tonaufzeichnungsgeräten (§ 54 Abs. 4), durch Verarbeiten von Daten, die andere 
mittels Einsatz von Bild- und Tonaufzeichnungsgeräten er- und übermittelt haben 
(§ 53 Abs. 5) unter Angabe der für die Ermittlung wesentlichen Gründe in 
Kenntnis zu setzen. Für derartige Maßnahmen im Rahmen der erweiterten 
Gefahrenerforschung gilt Abs. 3. Darüber hinaus ist der Rechtsschutzbeauftragte 
über Auskunftsverlangen (§ 53 Abs. 3a Z 2 und 3, Abs. 3a zweiter Satz und 3b) 
sowie über den Einsatz von Kennzeichenerkennungsgeräten (§ 54 Abs. 4b) zu 
informieren. 

§ 91c. (1) Die Sicherheitsbehörden sind verpflichtet, den 
Rechtsschutzbeauftragten von jeder Ermittlung personenbezogener Daten durch 
Observation (§ 54 Abs. 2), durch verdeckte Ermittlung (§ 54 Abs. 3), durch den 
verdeckten Einsatz von Bild- oder Tonaufzeichnungsgeräten (§ 54 Abs. 4), durch 
Verarbeiten von Daten, die andere mittels Einsatz von Bild- und 
Tonaufzeichnungsgeräten er- und übermittelt haben (§ 53 Abs. 5) unter Angabe 
der für die Ermittlung wesentlichen Gründe in Kenntnis zu setzen. Für derartige 
Maßnahmen im Rahmen der erweiterten Gefahrenerforschung gilt Abs. 3. Darüber 
hinaus ist der Rechtsschutzbeauftragte über Auskunftsverlangen (§ 53 Abs. 3a Z 2 
und 3, Abs. 3a zweiter Satz und 3b) sowie über den Einsatz von 
Kennzeichenerkennungsgeräten (§ 54 Abs. 4b) zu informieren. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 

§ 94. (1) bis (27) ... § 94. (1) bis (27) ... 

 (28) Die §§ 58b Abs. 1 und 4 sowie 91c Abs. 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2009 treten mit 1. Jänner 2010 in Kraft. 
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